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Entscheid der kantonalen Steuerkommission/Verwaltung für die direkte 

Bundessteuer vom 27. August 2015 

i.S. G (StKE 22/2015) 

 

 

Sozialabzug für ein in Ausbildung stehendes volljähriges Kind (Art. 213 

Abs. 1 Bst. a DBG in der bis Ende 2013 geltenden bzw. Art. 35 Abs. 1 

Bst. a DBG in der seit 2014 geltenden Fassung; § 35 Abs. 1 Bst. d StG): 

Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen des Kindes 

 

 

Voraussetzung für den Kinderabzug ist u.a., dass das mündige, sich in 

Ausbildung befindende Kind auf die Unterstützungsleistung der Eltern 

angewiesen ist. Daran fehlt es, wenn dieses fähig ist, seinen Unterhalt aus 

Arbeitserwerb oder anderen Mitteln selber zu bestreiten. Zu berück-

sichtigen sind dabei auch die Vermögensverhältnisse des Kindes, soweit 

die Verwertung des Vermögens zur Finanzierung des Lebensunterhalts 

zumutbar erscheint. Gemäss Praxis im Kanton Schwyz wird den Eltern von 

unverheirateten volljährigen Kindern in Ausbildung, die über ein eigenes 

kantonales Reineinkommen von mindestens CHF 30 000.-- verfügen, der 

Kinderabzug nicht gewährt. Dabei kann auch ein Vermögensverzehr von 

zehn Prozent mitberücksichtigt werden. 

 

 

Sachverhalt (zusammengefasst) 
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     In der Veranlagungsverfügung 2013 wurden die Kinderabzüge für die 

beiden volljährigen, in Ausbildung stehenden Kinder H. und I. nicht 

gewährt. Dagegen erhob die Steuerpflichtige G. Einsprache mit der Be-

gründung, nach dem Tod ihres Ehemannes habe die Vormundschafts-

behörde verlangt, dass das Erbe der Kinder ausgeschieden werde. Sie 

habe bis zur Volljährigkeit der Kinder jedes Jahr mittels Belegen darlegen 

müssen, dass das Vermögen nicht von ihr verbraucht worden sei. Sodann 

habe die Einsprecherin bereits damals sehr hohe schulische Kosten für die 

Kinder gehabt, die sie selber bezahlt habe, andernfalls das Vermögen der 

Kinder nun aufgebraucht wäre.  

 

Die kantonale Steuerkommission/Verwaltung für die Bundessteuer weist 

die Einsprache ab. 

 

 

Erwägungen 

 

 

     1.  … 

 

     2.  Gemäss § 35 Abs. 1 Bst. d StG können für jedes volljährige Kind, 

das in der Ausbildung steht und dessen Unterhalt die Steuerpflichtigen 

zur Hauptsache bestreiten, CHF 11 000.-- vom Reineinkommen abge-

zogen werden. Bundessteuerlich beträgt der Abzug CHF 6500.-- (vgl. 

Art. 213 Abs. 1 Bst. a DBG in der bis 31. Dezember 2013 gültig ge-

wesenen Fassung1). Ob ein Anspruch besteht, beurteilt sich nach Mass-

gabe der Verhältnisse am Ende der Steuerperiode (§ 35 Abs. 2 StG bzw. 

Art. 213 Abs. 2 DBG1). 
 
1 Hinweis der Redaktion: aktuell Art. 35 Abs. 1 Bst a und Abs. 2 DBG 
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 2.1  Voraussetzung für den Kinderabzug ist u.a., dass das mündige, 

sich in Ausbildung befindende Kind auf die Unterstützungsleistung der 

Eltern angewiesen ist. Ist das volljährige Kind trotz seiner Ausbildung 

fähig, seinen Unterhalt aus Arbeitserwerb oder anderen Mitteln selber zu 

bestreiten, dienen die allfälligen Beiträge, die ihm seine Eltern zukommen 

lassen, nicht mehr dem Unterhalt des Kindes (vgl. Richner/Frei/ 

Kaufmann/Meuter, Handkommentar zum DBG, 2. A. Zürich 2009, 

Art. 213 N 41). Zu berücksichtigen sind dabei auch die Vermögens-

verhältnisse des Kindes, soweit die Verwertung des Vermögens zur Finan-

zierung des Lebensunterhalts zumutbar erscheint. Bei der Beurteilung der 

finanziellen Verhältnisse ist der Grund des Vermögenszuflusses nicht 

relevant. Entscheidend ist, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

durch die vorhandenen Vermögenspositionen positiv beeinflusst wird. Zu 

beurteilen ist stets, ob objektiv eine Bedürftigkeit vorliegt. Auf die 

subjektiven Überlegungen kommt es nicht an (vgl. BGE 2C_357/2010 

vom 14. Juni 2011, E. 2 und 3). Aus dem Gesagten folgt weiter, dass 

steuerrechtlich nicht von Bedeutung ist, ob den Eltern aufgrund über-

durchschnittlicher Einkommensverhältnisse die Bestreitung des Unterhalts 

zugemutet werden kann und ob sie zivilrechtlich dazu verpflichtet sind 

(vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich SB.2014.00054 

vom 4. September 2014, E. 2 und 3; a. M. Steuerrekurskommission I 

Zürich im Urteil vom 7. September 2010, in: StE 2011 B 29.3 Nr. 38). 

 

 2.2  Als Anhaltspunkt für die Unterstützungsbedürftigkeit stützte 

sich das Bundesgericht im Urteil 2C_516/2013 vom 4. Februar 2014 

(E. 2.3) betreffend Steuerperiode 2010 auf eine Erhebung des 

Bundesamtes für Statistik, wonach die Gesamtausgaben für Studierende, 

die ausserhalb des Elternhauses wohnen, im Jahr 2009 zwischen 
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CHF 1470.-- und CHF 2140.-- pro Monat bzw. jährlich zwischen 

CHF 17 640.-- und CHF 25 680.-- lagen. Entsprechend erachtete es die 

Unterstützungsbedürftigkeit bei einem volljährigen, in Ausbildung stehen-

den Kind mit einem steuerbaren Reineinkommen von rund CHF 26 700.-- 

als nicht gegeben. Gemäss Erhebung des Bundesamtes für Statistik für 

das Jahr 2013 gaben ausserhalb des Elternhauses wohnende Studierende 

im Median CHF 1991.-- aus, wobei ein Viertel dieser Studierenden 

höchstens CHF 1598.--, ein weiterer Viertel mindestens CHF 2629.-- 

aufwendete (vgl. „Studien- und Lebensbedingungen an den Schweizer 

Hochschulen - Hauptbericht der Erhebung 2013 zur sozialen und 

wirtschaftlichen Lage der Studierenden“, S. 75, abrufbar unter 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/news/publikationen.html? 

publicationID=6328, zuletzt besucht am 27. Mai 2015). Auf ein Jahr 

gerechnet ergibt dies einen Medianwert von CHF 23 892.--, wobei die 

Spannweite von CHF 19 176.-- bis CHF 31 548.-- reicht. 

 

 Für die Feststellung der Unterstützungsbedürftigkeit behelfen sich 

mehrere Kantone in der Praxis bestimmter Einkommens- und 

Vermögensobergrenzen (so etwa Zürich, Bern oder Basel-Stadt; vgl. 

Richner/Frei/Kaufmann/Meuter, a.a.O., Art. 213 N 66). Im Kanton Schwyz 

orientiert sich die Steuerverwaltung an einem kantonalen Reineinkommen 

des Kindes von mindestens CHF 30 000.--, wobei darin auch ein 

Vermögensverzehr von 10% des Vermögens mitberücksichtigt werden 

kann. 

 

 3.  Vorliegend ist unbestritten, dass sich die Kinder H. (Jg. 1990) 

und I. (Jg. 1992) am Ende der streitbetroffenen Steuerperiode, d.h. per 

31. Dezember 2013, in Ausbildung befanden. Unbestritten ist allerdings 

auch, dass H. gemäss Veranlagungsverfügung vom 28. Oktober 2014 in 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/news/publikationen.html
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der Steuerperiode 2013 über ein Reineinkommen von CHF 24 538.-- 

sowie ein Reinvermögen von CHF 184 650.-- verfügte und I. gemäss 

Veranlagungsverfügung vom 28. Oktober 2014 im Jahr 2013 ein Reinein-

kommen von CHF 32 759.-- und ein Reinvermögen von CHF 172 767.-- 

aufwies. 

 

 3.1  Bezüglich I. ist festzuhalten, dass diese ihren Lebensunterhalt 

aufgrund ihres Reineinkommens ohne Weiteres selber bestreiten kann, 

ohne dabei ihr Vermögen anzehren zu müssen, zumal sie aufgrund der 

Akten bei der Einsprecherin wohnhaft ist. Unbestrittenermassen übersteigt 

das Reineinkommen sowohl die vom Bundesamt für Statistik für das Jahr 

2013 erhobenen Ausgabenwerte für - nota bene - ausserhalb des Eltern-

hauses wohnende Studierende als auch die Reineinkommensgrenze ge-

mäss kantonaler Praxis von CHF 30 000.--. Bereits angesichts ihrer 

Einkommenssituation ist sie mithin nicht auf die Unterstützung der 

Einsprecherin angewiesen, weshalb der Kinderabzug nicht gewährt werden 

kann. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass das Einkommen zu 

einem grossen Teil aus Waisenrenten in der Höhe von CHF 22 586.-- 

besteht. Es ist gerade Zweck der Waisenrenten, die durch Todesfall ent-

fallenden familienrechtlichen Unterhaltsleistungen auszugleichen (vgl. 

Bundesgerichtsurteil 2C_516/2013, 2C_517/2013 vom 4. Februar 2014, 

E. 2.4). Darüber hinaus sind die Waisenrenten auch durch die volljährigen 

Kinder (und nicht deren Eltern) zu versteuern. 

 

 H. verfügt nebst gleichen Waisenrenten und ähnlich hohen Ver-

mögenserträgen im Vergleich zu I. nur über geringe Erwerbseinkünfte 

(CHF 1688.-- netto). Das daraus resultierende gesamte Reineinkommen 

von CHF 24 538.-- erreicht die Grenze von CHF 30 000.-- nicht. Es sind 

in casu allerdings keine Gründe ersichtlich, welche eine Heranziehung des 
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Vermögens zur Finanzierung des Lebensunterhalts unzumutbar erscheinen 

liessen. Die Einsprecherin macht diesbezüglich lediglich geltend, das 

Vermögen, welches die Kinder geerbt hätten, könnte später als 

Eigenkapital für eine eventuelle selbstständige Erwerbstätigkeit eingesetzt 

werden. Möglichkeiten für den späteren sinnvollen Einsatz von Vermögens-

werten sind indessen stets und zahlreich vorhanden. Vermöchten sie die 

Unzumutbarkeit des Vermögensverzehrs zu begründen, wäre die Berück-

sichtigung der Vermögensverhältnisse praktisch ausnahmslos ausge-

schlossen. Es erscheint durchaus zumutbar, ein Reinvermögen von 

CHF 184 650.-- im Umfang von 10% zur Finanzierung des Lebens-

unterhalts heranzuziehen. In Berücksichtigung von 10% des Vermögens 

überschreitet das Reineinkommen von H. die Grenze von CHF 30 000.-- 

klar, womit auch für ihn kein Kinderabzug geltend gemacht werden kann. 

Hinweise, dass die herangezogene Reineinkommensgrenze von 

CHF 30 000.-- vorliegend aufgrund besonders hoher Lebenshaltungs-

kosten nicht angemessen sein könnte, liegen nicht vor. Die Umstände 

deuten im Gegenteil auf eher tiefe Lebenshaltungskosten hin. Der Steuer-

erklärung 2013 von H. ist zum Beispiel zu entnehmen, dass er für seinen 

auswärtigen Wochenaufenthalt lediglich eine Miete von CHF 4680.-- pro 

Jahr bezahlt. Es ist mithin anzunehmen, dass sich seine Ausgaben im 

Bereich oder unterhalb des Medianwerts der Erhebungen des Bundes-

amtes für Statistik für das Jahr 2013 bewegen. 


